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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Mit einer Ende 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative wollte Nationalrat
Baptiste Hurni (sp, NE) die Strafbarkeit krimineller Unternehmen erweitern. Gemäss
geltendem Recht werden Unternehmen unabhängig von der natürlichen Person als
Täterin oder Täter bestraft, wenn sie nicht alle erforderlichen und zumutbaren
organisatorischen Vorkehrungen getroffen haben, um eine solche Straftat zu
verhindern. Der betreffende Art. 102 Abs. 2 StGB begrenzt diese Strafbarkeit allerdings
auf eine konkrete Auflistung von Straftaten. Gemäss dem Initianten sei es nicht
einleuchtend, warum andere Delikte als die aufgelisteten für die Unternehmen nicht
strafbar sein sollten, weshalb er neu alle Verbrechen und Vergehen einschliessen
wollte. «En bref, si l'organisation déficiente d'une entreprise a contribué à commetre
un délit, alors cette entreprise doit être punie et non uniquement la personne en bout
de chaîne», formulierte er seine Forderung im Ratsplenum. 
Die RK-NR stand dem Anliegen mehrheitlich kritisch gegenüber. Berichterstatter
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) erklärte seinen Ratskolleginnen und -kollegen den
Unterschied zwischen subsidiärer Haftung – das Unternehmen ist haftbar, wenn der
Täter oder die Täterin nicht festgestellt werden kann – und primärer Haftung – das
Unternehmen und nicht die Einzelperson ist in jedem Fall haftbar. Letztere sei im
geltenden Recht bewusst auf die Bereiche der Unterstützung krimineller und
terroristischer Organisationen, Terrorfinanzierung, Geldwäscherei und Bestechung
beschränkt. Würde diese Einschränkung aufgehoben, wären Unternehmen im Sinne
einer Kausalhaftung in jedem Fall für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haftbar, also
beispielsweise auch, wenn ein Chauffeur zu schnell fahre und einen Unfall baue, so
Bregy. Das gehe zu weit, denn das Grundkonzept des schweizerischen Strafrechts sei
es, dass nicht Unternehmen verurteilt werden, sondern die Menschen, die eine Straftat
begehen.
Eine Minderheit Dandrès (sp, GE) unterstützte die Initiative, blieb damit aber erfolglos.
Die grosse Kammer gab der Initiative in der Frühjahrssession 2023 mit 123 zu 71
Stimmen keine Folge. Das Geschäft war damit erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Herbstsession 2021 beugte sich der Nationalrat über die Vorlage zur Erhöhung
der Altersschwelle in der Bundesanwaltschaft, welche die RK-NR mit 20 zu 4 Stimmen
empfehle, wie dies ihr Kommissionssprecher Philipp Mathias Bregy (mitte, VS)
berichtete. Die Kommission sei der Überzeugung, dass diese «moderne» Anpassung
helfe, qualifizierte und mit einem gewissen Alter auch erfahrene Bundesanwältinnen
und Bundesanwälte zu finden. Zudem würde damit Gleichberechtigung mit
Bundesrichterinnen und Bundesrichtern geschaffen, da diese ebenfalls bis ins 68.
Lebensjahr im Amt bleiben dürften. Ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde
zurückgezogen. Der Minderheitensprecher Baptiste Hurni (sp, NE) begründete dies
damit, dass die Kommission glaubhaft versichert habe, dass die Erhöhung der
Alterslimite erstens nicht als Zeichen einer Erhöhung des Rentenalters generell
betrachtet werde, sondern ganz spezifisch auf das Amt der Bundesanwaltschaft
bezogen sei und zweitens nicht auf eine besondere Person zugeschnitten sei. Im
Vorfeld der Kommissionsinitiative hatte es Vorwürfe gegeben, die Altersgrenze werde
nur deshalb erhöht, weil ein Kandidat für die freie Bundesanwaltschaftsstelle bereits
älter als 65 sei. Da das neue Gesetz erst per 1. Januar 2022 in Kraft trete und der neue
Bundesanwalt noch in der Herbstsession gewählt werde, könne dies jedoch
ausgeschlossen werden, gab auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter zu Protokoll. In der
Folge wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen und die Verordnungsänderung
mit 146 zu 1 Stimme (2 Enthaltungen) angenommen. 
Die Schlussabstimmungen passierte die Vorlage im Ständerat einstimmig (44 zu 0
Stimmen) und im Nationalrat mit 189 zu 3 Stimmen (bei 3 Enthaltungen). 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2021
MARC BÜHLMANN
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Volksrechte

Der «Kommerzialisierung der Instrumente der direkten Demokratie» müsse ein Riegel
vorgeschoben werden, befand Mathias Reynard (sp, VS). Konkret müsse man das
Bezahlen von Unterschriftensammeln verbieten. In seiner Anfang 2020 eingereichten
Begründung für diese Forderung verwies der Walliser Sozialdemokrat auf die
Unterschriftensammlungen gegen den Vaterschaftsurlaub sowie gegen das Verbot der
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung. Hier hätten die finanziellen
Anreize zu «Lügen und unlauteren Methoden» angestiftet, was nicht nur die
Meinungsbildung gefährde, sondern auch der Glaubwürdigkeit der direkten Demokratie
schade. Reynard brachte das Beispiel des Kantons Genf, der ein solches Verbot kenne. 
Der Bundesrat empfahl die Motion im Mai 2020 zur Ablehnung. Er verwies auf die
Motion Hurni (sp, NE Mo. 19.4431), um zu unterstreichen, dass er Täuschungsversuche
während Unterschriftensammlungen verurteile. Allerdings dürfe nicht von Einzelfällen
darauf geschlossen werden, dass bezahltes Unterschriftensammeln generell unlauter
sei. Diese Art des Sammelns sei zudem billiger als ein grosser Massenversand, weshalb
ein Verbot schwächere Gruppierungen bestrafen könnte. Ein Verbot sei zudem
unverhältnismässig. 
In der Herbstsession 2021 vertrat Baptiste Hurni (sp, NE) den mittlerweile aus dem
Nationalrat ausgeschiedenen Motionär, stand aber auf verlorenem Posten. Mit 123 zu 61
Stimmen (1 Enthaltung) lehnte die grosse Kammer den Vorstoss ab. Die Stimmen aus der
SP- und der GP-Fraktion reichten nicht für eine Annahme aus. 3

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Mit 139 zu 43 Stimmen hiess der Nationalrat einen Ordnungsantrag von Roger
Nordmann (sp, VD), die Diskussion über die Motion von Baptiste Hurni (sp, NE) zu
verschieben, gut. Normalerweise wird diskussionslos über einen Vorstoss abgestimmt,
wenn der Urheber oder die Urheberin im Rat nicht anwesend und nicht offiziell
entschuldigt ist. Baptiste Hurni sei vor vier Tagen Vater geworden und befinde sich nun
zwei Wochen im Vaterschaftsurlaub, was offiziell im Parlamentsrecht nicht als
Entschuldigungsgrund gelte, erklärte Nordmann die Abwesenheit seines Ratskollegen
und seinen Ordnungsantrag. Gleichzeitig forderte er das Büro auf, Vaterschaftsurlaub
als Abwesenheitsgrund zu klassifizieren. 
Trotz einiger ablehnender Stimmen aus der SVP-, der FDP- und der Mitte-Fraktion
gegen den Ordnungsantrag wird das Anliegen des frischgebackenen Vaters, Betrug bei
Unterschriftensammlungen zu bekämpfen also doch noch diskutiert werden. Hurni
hatte Anstoss genommen an Pressemeldungen, in denen berichtet wurde, dass im
Rahmen des Referendums gegen das «Verbot der Diskriminierung aufgrund der
sexuellen Orientierung» sowie beim Referendum gegen den «Vaterschaftsurlaub» mit
falschen Angaben Unterschriften gesammelt worden waren. Im ersten Fall wurden
anscheinend Signaturen mit dem Hinweis erschlichen, dass sich die Vorlage gegen
Homophobie richte, im zweiten Fall wurde für (statt gegen) Vaterschaftsurlaub
geworben. Mit der Motion fordert der Neuenburger Sozialdemokrat eine Änderung des
Strafgesetzbuches, damit solche Irreführungen geahndet werden können und
entsprechende Unterschriften zurückgezogen und für ungültig erklärt werden können. 4

MOTION
DATUM: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession wurde die verschobene Debatte zur Motion von Baptiste Hurni (sp,
NE), mit der dieser Betrug bei Unterschriftensammlungen bekämpfen möchte,
nachgeholt. Der Motionär bedankte sich zuerst für die Verschiebung und zitierte
Beispiele von aktuellen Unterschriftensammlungen, bei denen Unterschriften
nachweislich auf betrügerische Weise gesammelt worden seien. Laut Zeugenaussagen
hätten für das Referendum gegen den Vaterschaftsurlaub Unterschriften sammelnde
Personen behauptet, sie seien für einen Urlaub für Väter, währen Sammelnde für das
Referendum gegen die erweiterte Rassismusstrafnorm angegeben hätten, gegen
Homophobie zu sein. Zahlreiche Unterzeichnende hätten somit wegen dieser
Irreführung ihre Unterschrift genau für die gegenteilige Haltung in die
Unterschriftenbögen gesetzt. Im Strafgesetzbuch sei «betrügerisches Einholen von
Unterschriften durch Lügen oder Täuschung» nicht als strafbare Handlung vermerkt
und die entsprechenden Unterschriften seien auch nicht ungültig. Beides solle auf der
Basis seiner Motion geändert werden, so Hurni. 
Der Bundesrat hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, weil er das Strafrecht nicht
als geeignet erachtete, um die Demokratie zu schützen. Zudem würden
direktdemokratische Prozesse verlängert, wenn nach einer Unterschriftensammlung
zuerst ein Strafverfahren abgewartet werden müsste. Schliesslich könne eine «aus

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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Unachtsamkeit oder Gutgläubigkeit» abgegebene Unterschrift bei der Volksabstimmung
wieder korrigiert werden. Der Rat folgte dieser von Bundeskanzler Walter Thurnherr in
der Ratsdebatte vorgebrachten Argumentation und versenkte den Vorstoss mit 109 zu
61 Stimmen (1 Enthaltung). Die Unterstützung für das Anliegen stammte aus dem rot-
grünen Lager. 5

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Sur les cinq membres sortants du Conseil d'Etat neuchâtelois, trois briguèrent un
nouveau mandat, à savoir Alain Ribaux (NE, plr), Laurent Favre (NE, plr) et Laurent Kurth
(NE, ps). Les socialistes Jean-Nathanaël Karakash et Monika Maire-Hefti ne se sont pas
représentés. Si lors des dernières élections cantonales, la composition PLR-PS avait été
maintenue, le PS s'attendait cette fois-ci à perdre des plumes. En effet, face à la vague
verte qui a déferlé lors des dernières élections fédérales et communales, le PS espérait
au mieux maintenir deux de ses sièges. Alors qu'il souhaitait ouvrir sa liste à deux
candidatures vertes, les Verts ont refusé l'alliance. Sa liste se composait dès lors de
Laurent Kurth, de Florence Nater (NE, ps) et Frédéric Mairy (NE, ps). Les Verts, en
cavalier seul, ont proposé un unique candidat, Roby Tschopp. Cédric Dupraz, Sarah
Blum, Léa Eichenberger et Julien Gressot concourraient pour  le POP; Zoé Bachmann,
Dimitri Paratte et Solenn Ochsner pour SolidaritéS. Deux femmes, Brigitte Leitenberg et
Mireille Tissot-Daguette, figuraient sur la liste vert'libérale. Au milieu de l'échiquier, le
Centre proposa une seule candidature, celle de Nathalie Schallenberger. Quant au PLR,
il proposait aux côté de ses sortants Lionel Rieder et Crystel Graf.  L'UDC, tout comme
les Verts et le Centre, a présenté comme unique candidat, Grégoire Cario. Enfin,
Vincent Rollier (NE, sans parti) et Thomas Wroblevski (NE, sans parti) ont chacun déposé
une liste, à savoir la liste «Apéro pour tout le monde» et la «Liste du vote blanc». Sur
les 21 candidatures, 9 étaient féminines, 12 étaient issues du Littoral, 8 des Montagnes, 1
du Val-de-Ruz et 1 du Val-de-Travers. Durant cette année marquée par la crise du
Covid-19, l'ensemble des partis ont utilisés les réseaux sociaux pour faire campagne. 

Avec une participation de 32.1 pour cent au premier tour, est arrivé en tête Alain Ribaux
avec 18’630 suffrages, suivi par Laurent Favre (18’520 voix), Laurent Kurth (16’890 voix),
Florence Nater (13'996 voix) , Crystel Graf (12’576 voix), Frédéric Mairy (11’700 voix), Roby
Tschopp (11’623 voix), Lionel Rieder (10’499 voix), Cédric Dupraz (5'992 voix),  Sarah
Blum (5'979 voix),  Brigitte Leitenberg (5'825 voix), Nathalie Schallenberger (5'791 voix),
Mireille Tissot-Daguette (5'333 voix), Grégoire Cario (5'279 voix), Léa Eichenberger
(4'040 voix), Julien Gressot (3'497 voix), Zoé Bachmann (3'405 voix), Dimitri Paratte
(2'334 voix), Solenn Ochsner (2'193 voix), Vincent Rollier (2'071 voix) et Thomas
Wroblevski (988 voix). Alors que les pronostics tablaient sur la cession d'un siège
socialiste aux Verts, le candidat vert n'est arrivé qu'en septième position. La candidate
Crystel Graf (plr) a créée, quant à elle, la surprise en décrochant la cinquième place. 

Si 14 des 21 candidat.e.s ont obtenu plus de 5 pour cent des suffrages pour pouvoir se
représenter au deuxième tour, seuls six d'entre eux ont continué la course: Alain
Ribaux, Laurent Favre, Crystel Graf, Florence Nater, Laurent Kurth et Roby Tschopp. Les
socialistes et les Verts ont chacun déposé une liste, sous la bannière commune «gauche
plurielle». Les Vert'libéraux recommandaient le candidat vert, le POP les candidats de
gauche et l'UDC le PLR. Quelques jours avant le scrutin, après que le PLR ait envoyé un
flyer accusant les Verts d'être opposés au contournement de la Chaux-de-fonds par la
H18, Roby Tschopp a assuré qu'il le soutenait et dénonça que le soutien à titre
personnel de deux membres verts ait été instrumentalisé pour attaquer sa candidature.
Avec une participation de 30.2 pour cent, ont été élus Alain Ribaux avec 25'197
suffrages, Laurent Favre (25'175 suffrages), Florence Nater (4'724 suffrages), Laurent
Kurth (24'356 suffrages) et Crystel Graf (23'567 suffrages). Roby Tschopp a manqué son
entrée à l'exécutif avec 19'346 voix, lequel se compose désormais de 3 PLR et 2 PS.
Finalement, c'est donc le PLR qui a raflé le troisième siège socialiste. 6

WAHLEN
DATUM: 18.04.2021
DIANE PORCELLANA
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Eidgenössische Wahlen

Au Conseil national, quatre sièges étaient à pourvoir lors des élections fédérales
d'octobre 2019 dans le canton de Neuchâtel. Deux sortants ont brigué un nouveau
mandat. Il s'est agi du libéral-radical Philippe Bauer et du popiste Denis de la Reussille,
tout deux élus en 2015. Bauer a cependant visé en priorité un strapontin au Conseil des
États, sa candidature au national ayant pour but de faire profiter la liste libérale-
radicale de la prime au sortant. L'accession de Bauer à la chambre haute ne faisant que
peu de doute, trois candidat.e.s ont été désigné.e.s pour récupérer son siège, à savoir
Damien Cottier – l'ancien conseiller personnel du conseiller fédéral Didier Burkhalter –,
Sandra Menoud et Andreas Jurt. Contrairement à 2015, les Vert'libéraux et le PDC ont
cette fois-ci refusé de déposer une liste commune avec les libéraux-radicaux – qui ne
«profiterait qu'à ceux-ci» – critiquant notamment les décisions «désastreuses» prises
par le PLR et l'UDC durant la législature écoulée. En s'alliant, les deux partis du centre
n'ont pas jugé impossible la conquête d'un siège, même s'ils ont admis partir de loin
avec un cumul de 8 pour cent des votes lors des dernières élections fédérales. La liste
des Vert'libéraux comprenait quatre candidat.e.s, comme celle des jeunes
Vert'libéraux, alors que trois noms figuraient sur la liste du PDC.
Du côté de l'UDC, le retour de l'enfant prodige de la section cantonale dans l'arène
politique a fait couler de l'encre dans la presse; Yvan Perrin, ex-président de l'UDC
neuchâteloise et ex-vice-président de l'UDC suisse, avait pour objectif de remobiliser
un parti en perte de vitesse, qui avait été le grand perdant des élections cantonales de
2017. En effet, le parti agrarien avait vu sa députation au Grand Conseil se réduire
comme peau de chagrin, passant de 20 à 9 têtes. Cette débandade était en partie due
aux tensions internes qui ont miné la section cantonale du parti: le conseiller national
Raymond Clottu en a été exclu en 2017, mais a continué de siéger avec la fraction UDC à
Berne, en tant qu'indépendant. Il a renoncé à se représenter pour ces élections
fédérales, laissant le champ libre à Perrin, son meilleur ennemi et prédécesseur au
Conseil national. Selon la presse, l'habitant de la Côte-aux-Fées a gardé une bonne côte
de popularité dans le canton malgré ses déboires, lui qui dut notamment démissionner
de son poste de conseiller d'État un an après son entrée en fonction pour des
problèmes de santé psychique et d'alcool. Durant la campagne, il a à maintes reprises
affirmé être guéri, confiant notamment à ArcInfo «avoir réussi à monter au sommet du
Chasseron en VTT depuis la Côte-aux-Fées» pour la première fois depuis plus de dix
ans. Il a néanmoins reconnu que ses «mésaventures» pourraient lui «coûter des voix».
Avec quatre candidat.e.s sur la liste principale et deux sur la liste jeune, l'UDC a
souhaité donner l'image d'un parti où toutes et tous «tirent à la même corde», selon le
président Walter Willener, dont l'inimitié envers Yvan Perrin était pourtant de notoriété
publique. 
De l'autre côté de l'échiquier politique, le socialiste Jacques-André Maire a rendu son
tablier après dix années dans les entrailles du Palais fédéral. Pour le remplacer, le PS a
misé sur quatre candidatures: Aurélie Widmer, Grégory Jaquet, Oghuzan Can et
Baptiste Hurni, qui faisait figure de locomotive. Âgé de 33 ans, le chef du groupe
socialiste au Grand Conseil disposait déjà d'une certaine expérience politique au
niveau cantonal malgré sa jeunesse. Au lancement de la campagne, la présidente de la
section cantonale Florence Nater a donné le ton, estimant possible la conquête d'un
troisième siège pour la gauche «grâce aux désaccords de la droite, à la poussée des
Verts et au désarroi de l'UDC». Des ambitions vite tempérées par les allié.e.s du parti
socialiste: le loclois Denis de la Reussille savait sa place menacée par les Vert.e.s, alors
qu'il avait récupéré le siège laissé vacant par Francine John-Calame (vert.e.s) en 2015.
Les écologistes n'ont d'ailleurs pas caché leurs projets de reconquête, avec les
candidatures de Céline Vara et Fabien Fivaz pour les deux chambres, accompagné.e.s
par Veronika Pantillon et Roby Tschopp pour le national. Aux côtés de Denis de la
Reussille, le POP a présenté trois autres candidatures, alors que SolidaritéS a également
déposé une liste complète. Contrairement à la droite, la gauche est partie unie dans la
bataille avec une liste commune entre le PS, les Vert.e.s, le POP et SolidaritéS. 
Avec encore plusieurs listes jeunes et celle du parti fédéraliste européen, ce sont au
total 28 candidates et 37 candidats qui ont brigué un mandat dans la capitale, pour une
moyenne d'âge de 40.7 ans. La part des candidatures féminines s'est élevée à 40.4 pour
cent, contre 24.1 en 2015. De quoi espérer un changement par rapport à la législature
écoulée, qui n'a vu aucune femme neuchâteloise siéger sous la coupole. Selon ArcInfo,
les espoirs d'élection féminine reposaient cependant presque exclusivement sur les
épaules de Céline Vara, pronostiquant un duel avec Denis de la Reussille pour
l'obtention d'un strapontin.
S'agissant des budgets de campagne, le PS a annoncé disposer de CHF 200'000 pour la
campagne. Le budget du PLR s'est monté à CHF 150'000, celui des Vert.e.s à CHF
70'000 et celui de l'UDC à CHF 62'000. Enfin, les Vert'libéraux ont annoncé un budget
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de CHF 70'000, le PDC de CHF 30'000, le POP de CHF 25'000 et SolidaritéS de CHF
12'000. Si la somme totale investie par les partis dépasse certes les CHF 600'000,
ArcInfo a remarqué que les contributions personnelles des candidats demeuraient
cependant relativement faibles en comparaison intercantonale, ce qui constitue une
spécificité du canton de Neuchâtel. 

Le 20 octobre, c'est un raz-de-marée vert qui a déferlé sur Neuchâtel, à l'image de ce
qui s'est passé dans de nombreux autres cantons suisses. Avec 20.8 pour cent des
suffrages (+11.5 points de pourcentage, pp, par rapport à 2015), les Vert.e.s ont
décroché un siège au national, qui sera occupé par Fabien Fivaz. Dans le même temps,
Céline Vara a accédé au Conseil des États, aux dépens du PS. Ce fût donc une journée
mi-figue mi-raisin pour les socialistes (16.6% des suffrages, -8.1pp), qui ont néanmoins
pu se consoler avec l'élection de Baptiste Hurni et le bon score global de la gauche, qui
a décroché un troisième siège grâce à la réélection de Denis de la Reussille. Le POP
(12.1%, -0.1pp) a cartonné dans le haut du canton, récoltant 24.4 pour cent des
suffrages à la Chaux-de-Fonds et plus de 32 au Locle, fief de Denis de la Reussille. Le
parti ouvrier populaire a également profité de l'apparentement avec les écologistes et
SolidaritéS (2.1%, pas de candidat.e en 2015) pour couper l'herbe sous les pieds de
l'UDC et de la liste commune entre les Vert'libéraux et le PDC. Celle-ci récolte 13.3 pour
cent des suffrages, 9.1 pour les Vert'libéraux (+5.7pp) et 4.2 pour le PDC (+0.6pp). En
légère perte de vitesse, le PLR (22.4%, -2pp) a néanmoins conservé son siège, qui
revient à Damien Cottier, alors que Philippe Bauer a sans surprise été élu au Conseil
des États. Le grand perdant de ces élections a ainsi été l'UDC (12.7%, -7.7pp), qui a été
contraint de céder son siège à la chambre du peuple. Cet échec est aussi celui d'Yvan
Perrin. L'ex-ministre a échoué dans sa tentative de retour au premier plan. L'ancien
policier l'a d'ailleurs bien compris puisqu'il a déclaré porter «une lourde responsabilité
dans la défaite» et a annoncé son retrait de la vie politique avant même l'annonce
définitive des résultats.
Le taux de participation s'est élevé à 40.2 pour cent, ce qui a fait de Neuchâtel le
troisième plus mauvais canton de Suisse tous âges confondus, derrière Genève (38.2%)
et Glaris (39.9%). Cependant, ArcInfo a précisé que la participation des jeunes
électeurs et électrices a augmenté par rapport à 2015, ce qui a été contrebalancé par
une légère baisse venant des populations plus âgées. Le mouvement des grèves du
climat pourrait avoir incité la jeunesse à se déplacer aux urnes, alors que l'UDC a estimé
qu'une partie de son résultat décevant était à imputer au manque de mobilisation de
son électorat, d'après ArcInfo. 7

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im März 2022 forderten Ständerat Sommaruga (sp, GE) und die Fraktion der SP (Mo.
22.3214) im Nationalrat in fast identischen Motionen die Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern. Die Taskforce
solle die Guthaben von reichen russischen und belorussischen Staatsangehörigen, die
auf der Liste der im Kontext des Ukrainekriegs sanktionierten Personen stehen, finden,
sperren und gegebenenfalls konfiszieren. Sommaruga und die SP-Fraktion nannten eine
ähnliche Taskforce aus den Vereinigten Staaten als Vorbild und kritisierten das SECO
dafür, dass es seit Kriegsbeginn nur eine Deklarationspflicht für solche Gelder
eingeführt habe. Der Bundesrat gestand in seiner Stellungnahme, dass die Umsetzung
der Sanktionen die verschiedenen Departemente vor neue Herausforderungen stelle.
Die Prozesse zwischen Bundesbehörden und privaten Unternehmen funktionierten
jedoch gut und seien effizient, zumindest deuteten die zahlreichen Meldungen und die
hohe Summe an eingefrorenen Vermögenswerten darauf hin. Die Schaffung einer
Taskforce erachtete der Bundesrat zu jenem Zeitpunkt daher als nicht notwendig. Die
Schweiz habe zudem auf Einladung der Europäischen Kommission schon an mehreren
Treffen der EU-Taskforce «Freeze and Seize» teilgenommen und werde sich weiterhin
darum bemühen, die Wirksamkeit der Sanktionsdurchsetzung in Europa zu stärken. Aus
diesen Gründen beantragte der Bundesrat die Ablehnung beider Motionen.

In der Sommersession 2022 diskutierte der Ständerat über die Motion Sommaruga und
beschloss auf einen Ordnungsantrag von Benedikt Würth (fdp, SG), den Vorstoss zur
Vorprüfung der zuständigen Kommission zuzuweisen. Würth erklärte, dass es
unabhängig vom Ukraine-Krieg einige Entwicklungen im Bereich der «Financial Action
Task Force» gebe, beispielsweise zur Identifizierung der wirtschaftlich berechtigten
Personen bei juristischen Personen. Er verlangte daher, dass der Ständerat einen

MOTION
DATUM: 14.06.2022
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Bericht des EFD zur Feststellung der wirtschaftlich Berechtigten von juristischen
Personen an den Bundesrat im dritten Quartal 2022 abwarten solle, um dessen
Erkenntnisse in die Beurteilung einfliessen zu lassen. Motionär Sommaruga begrüsste
den Ordnungsantrag, da das heikle Thema noch einige vertiefte Abklärungen nötig
mache. Sommaruga forderte, dass sich die Rechtskommission mit der Motion befassen
solle, da sie sich sowieso im Rahmen von Anhörungen mit der Thematik beschäftige.
Tatsächlich wurde das Geschäft in der Folge der RK-SR zugewiesen. 

Ebenfalls in der Sommersession 2022 befasst sich der Nationalrat im Rahmen einer
ausserordentlichen Session mit der Motion der SP-Fraktion. Baptiste Hurni (sp, NE)
kritisierte den Bundesrat scharf dafür, dass die Schweiz bislang nur CHF 6 Mrd. von
insgesamt über CHF 200 Mrd. blockiert habe, die gemäss Schätzungen der
Schweizerischer Bankiervereinigung in der Schweiz liegen würden. Er störte sich auch
daran, dass der Bundesrat zwar von der multilateralen Taskforce «Russian Elites,
Proxies, and Oligarchs» der G7-Staaten Kenntnis genommen habe, aber noch keine
Entscheidung betreffend eine Teilnahme gefällt habe. Auch seine Parteikollegin Mattea
Meyer (sp, ZH) plädierte dafür, mehr Gelder zu blockieren und den Krieg in der Ukraine
«nicht mehr aus der Schweiz heraus» mitzufinanzieren. Die Meldepflicht des SECO sei
hierfür nicht ausreichend, denn es sei zu einfach, die jetzigen Kontrollen zu umgehen.
Die Grünliberalen kritisierten in der Person von Jürg Grossen (glp, BE) die mangelhafte
Umsetzung der beschlossenen Sanktionen. Man anerkenne zwar, dass die Sperrung der
Vermögenswerte nicht einfach sei – beispielsweise weil die Betroffenen mehrere
Staatsbürgerschaften hätten –, aber man erwarte die Schaffung eines sauberen
rechtstaatlichen Verfahrens, wie dies auch beim Potentatengeldergesetz geschehen sei.
Grossen meinte, dass eine Taskforce diesbezüglich eine wichtige Aufnahme
übernehmen könne. Auch die Fraktion der Grünen unterstützte das Motionsanliegen.
Die Mitte sei zwar dafür, dass Bewegung in die Sanktionsumsetzung komme, lehne das
Motionsanliegen jedoch ab, erklärte Philipp Bregy (mitte, VS). Die Beschlagnahmung von
Vermögen sei rechtsstaatlich nicht vertretbar, nur eine Sperrung wäre vorstellbar. Da
sich die Motion inhatlich nicht splitten lasse, lehne die Mitte diese deswegen ab. Bregy
kündigte aber an, dass man das Thema einer Taskforce in der APK-NR wieder
aufnehmen werde, falls der Bundesrat den Prozess nicht selber vorantreibe. Beat Walti
(fdp, ZH) erklärte hingegen, dass die FDP mit der Arbeit der bestehenden
Koordinationsgruppe Sanktionspolitik zufrieden sei und auch die «Bestrebungen
bezüglich der Mitwirkung in der international ausgerufenen Taskforce» für
erfolgversprechend befände. Gregor Rutz (svp, ZH) lehnte die Motion schliesslich im
Namen der SVP-Fraktion gänzlich ab und warf den Unterstützerinnen und Unterstützern
vor, sich gegen grundlegende Prinzipien des Rechtsstaats zu wenden. Bundesrat
Parmelin erläuterte, dass die Umsetzung der Sanktionen durch die betroffenen
Bundesstellen mittlerweile effizient verlaufe und auch Vermögenswerte eingefroren
würden. Eine neue Taskforce erbringe keinen Mehrwert, da die Behörden im Rahmen
der geltenden Rechtsgrundlagen bereits nach Vermögen suchten und diese blockieren
könnten. Eine Einziehung von Vermögenswerten wäre hingegen rechtlich nicht möglich
und würde eine Gesetzesrevision nötig machen, erläuterte der Bundesrat. Die grosse
Kammer lehnte den Vorstoss der SP-Fraktion mit 103 zu 78 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) gegen den Willen der SP, der Grünliberalen und der Grünen ab. 8

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Afin d'obtenir des réponses concrètes sur l'état des eaux et des sols suisses, le postulat
déposé par Baptiste Hurni (ps, NE) demande «un rapport présentant des chiffres
détaillés quant aux sites pollués par l'armée suisse». Dans la lignée d'autres
interventions parlementaires, cette demande repose sur certaines imprécisions du
message sur l'armée 2021 ainsi que sur la portée médiatique que certains exercices
militaires ont eu ces dernières années. La crainte d'un manque d'action et d'une
potentielle sous-évaluation de la situation – atténuation des risques encourus suite à
l'utilisation de munitions contenant des métaux lourds – ont poussé le député
neuchâtelois à demander un rapport renseignant sur la position du Conseil fédéral au
sujet des actions entreprises afin de protéger les sols et les lacs suisses.
Le postulat a été soutenu par le Conseil fédéral puis accepté par le Conseil national
avec 140 voix. On notera que seule l'UDC s'y est opposée avec 51 voix. 9
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L'initiative parlementaire de Baptiste Hurni (ps, NE) a été discutée par la CPS-CN. Le
Neuchâtelois souhaite que la taxe d'exemption soit supprimée pour les personnes
déclarées inaptes au service militaire. Il estime, en effet, que cette taxe est injuste et
discriminatoire, comme la définition d'inapte (handicap) diffère entre l'armée et l'AI.
Ainsi, d'après Baptiste Hurni, «la plupart des jeunes inclus dans la définition militaire
de l'invalidité ne se perçoivent pas comme étant en situation de handicap.» Le Conseil
fédéral avait déjà évoqué sa position sur le sujet dans le cadre de l'interpellation
20.4152, affirmant que «(...) dans sa conception actuelle le système tient suffisamment
compte du principe d'égalité devant la loi».  
La CPS-CN a décidé à l'unanimité de ne pas donner suite à l'initiative parlementaire,
avançant que ceci impliquerait, de facto, la suppression de la taxe. Ceci n'est pas
souhaité, notamment pour des raisons d'égalités vis-à-vis de l'obligation de servir. En
parrallèle, la CPS-CE s'est accrochée au même résonnement concernant une initiative
cantonale lucernoise traitant elle aussi de la taxe d'exemption. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.11.2023
CHLOÉ MAGNIN

Militärorganisation

Le conseiller national Baptiste Hurni (ps, NE) demande un rapport concernant l'accès
au service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes
souffrant d'un handicap ou d'une atteinte à la santé. Le Conseil fédéral propose
d'accepter le postulat, lequel est adopté sans discussion par le Conseil national. Selon
l'auteur, quand bien même la stratégie favorisant l'accès des personnes avec handicap
ou atteintes dans leur santé à certaines fonctions et la possibilité d'effectuer une
demande de réexamen en cas d'inaptitude, une bonne partie de cette catégorie de la
population est déclarée inapte et n'est pas exemptée de la taxe militaire. Il souhaite
également savoir pourquoi ces personnes ne pourraient pas être affectées au service
civil. 11

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
DIANE PORCELLANA

Suite à l'acceptation en 2021 du postulat de Baptiste Hurni concernant l'accès au
service militaire, à la protection civile et au service civil pour les personnes souffrant
d'un handicap ou d'une atteinte à la santé, l'administration fédérale a fourni un
rapport sur le sujet qui répond aux six questions posées par le postulat. 
A la première question, qui interrogeait sur les principaux critères médicaux et
physiques qui pouvaient empêcher l'accès au service militaire, il a été répondu que le
citoyen suisse doit être apte physiquement, mentalement et intellectuellement à
effectuer son service militaire sans mettre sa santé, ni celle d'autrui, en danger. De
plus, il a été écrit que souvent, c'est une combinaison de différents facteurs médicaux,
mettant potentiellement l'individu ainsi que les autres recrues en danger, qui mène à la
déclaration d'inaptitude au service militaire d'un citoyen suisse. Le rapport cite
quelques exemples comme: «l'épilepsie, une très forte myopie, des inflammations
chroniques de l’intestin (maladie de Crohn), l’hémophilie, les hernies discales et les
blessures complexes du genou et, sur le plan psychique, les états dépressifs, les
problèmes de dépendance et les troubles de l’adaptation.» Il est rappelé que ces
troubles ne posent pas nécessairement un problème dans la vie civile, mais qu'en
raison de certaines spécificités du service militaire (stress, manque de sommeil), ces
facteurs pourraient mettre les personnes souffrant de ces troubles ainsi que leurs
camarades en danger. C'est pourquoi ces personnes sont déclarées inaptes au service
militaire. Une déclaration d'inaptitude au service militaire entre généralement en
considération lors d'une particularité psychique, psychologique ou moteur. 
Puis, l'évolution des statistiques d'aptitudes des personnes touchées par un handicap
ou une maladie chronique est évoquée et la conclusion est tirée qu'après une hausse
entre 2011 et 2014, le nombre de personnes concernées est en baisse depuis 2015.
Par la suite, le postulat répond à la question sur l'élargissement de l'accès au service
civil après l'arrêt de la CourEDH en écrivant que les personnes inaptes au service
militaire et au service de protection civile ne peuvent pas effectuer un service civil. En
effet, pour effectuer un service civil, la personne doit être, selon les mesures juridiques
actuelles, apte à effectuer un service militaire. C'est pourquoi l'accès au service civil
n'a pas été élargi dans le cadre de cette mesure.
Au sujet de potentiels critères d'aptitudes différenciés pour le service civil et le service
militaire, le rapport ne remet pas en question le système de sélection actuel pour le
service civil, estimant que des questions de responsabilités trop importantes se
poseraient si le service civil était étendu (incidents médicaux). Il a donc été estimé que
le refus au service civil en cas d'inaptitude au service militaire est adapté. 
Finalement, la taxe d'exemption s'adressant aux dix personnes par année voulant faire

BERICHT
DATUM: 27.04.2022
CHLOÉ MAGNIN

01.01.65 - 01.01.24 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



l'armée mais non-invalides au sens de l'AI est essentiel, selon le rapport, afin de traiter
équitablement tous les citoyens suisses astreints au service militaire. 12

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Im März 2022 befasste sich der Nationalrat als Erstrat mit der Umsetzung der
angenommenen Motion Bischof (mitte, SO; Mo. 16.3902) zur Unterbindung von
Preisbindungsklauseln von Plattformbetreibenden gegenüber Beherbergungsstätten.
Die Einführung eines zusätzlichen Artikels im Bundesgesetz gegen den unlauteren
Wettbewerb (UWG) soll bewirken, dass Online-Buchungsplattformen, wie
beispielsweise booking.com, künftig den Hotels nicht mehr verbieten dürfen, auf ihren
eigenen Internetseiten tiefere Preise als auf der Buchungsplattform anzubieten.
Sogenannte weite Preisparitätsklauseln, wonach auf gar keinem Vertriebskanal tiefere
Preise angeboten werden dürfen als auf der Buchungsplattform, sind bereits verboten.
Neu sollen somit auch enge Preisparitätsklauseln verboten werden. Die grosse Kammer
stimmte dem Vorhaben in der Gesamtabstimmung mit 109 zu 70 Stimmen bei 13
Enthaltungen zu, nachdem sie den bundesrätlichen Entwurf mit einer von der RK-NR
ins Feld geführten Bestimmung ergänzt hatte, wonach sämtliche Paritätsklauseln, also
auch Verfügbarkeits- und Konditionenparitätsklauseln, untersagt werden sollen. Diese
Änderung war jedoch umstritten und passierte die Abstimmung nur knapp mit 98 zu 88
Stimmen bei 4 Enthaltungen. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte bei der
bundesrätlichen Variante bleiben und nur Preisbindungsklauseln untersagen, um den
Wettbewerb aufrechtzuerhalten. Keinen mehrheitlichen Anklang fand die Forderung
einer linken Minderheit Hurni (sp, NE), beim Verstoss gegen das Verbot auch
strafrechtliche Konsequenzen einzuführen. Mit der bundesrätlichen Variante führen
Preisbindungsklauseln zur Nichtigkeit des Vertrags, haben nebst den zivilrechtlichen
jedoch keine weiteren Konsequenzen. Allgemein unzufrieden mit der Vorlage zeigten
sich die Fraktionen der FDP und der GLP sowie eine Mehrheit der SVP-Fraktion, die
keine Preisbindungsverbote für eine einzelne Branche einführen wollten. Eine
Minderheit Bellaïche (glp, ZH) hatte mit 72 zu 106 Stimmen bei 11 Enthaltungen
vergebens dafür plädiert, gar nicht erst auf die Vorlage einzutreten. Eine Mehrheit des
Nationalrats wollte hingegen die Marktmacht der Buchungsplattformen beschränken.
Der abgeänderte Entwurf ging damit an die RK-SR zur Vorberatung. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2022
MARCO ACKERMANN

Gesellschaftsrecht

Der Sozialdemokrat Mathias Reynard (sp, VS) forderte mit einer im März 2021
eingereichten Motion die Stärkung der internen Demokratie in
Genossenschaftsverbänden und grossen Genossenschaften sowie die Sicherstellung
der Transparenz. Der Bundesrat werde dazu angehalten, entsprechende Anpassungen
im Genossenschaftsrecht auszuarbeiten. Reynard argumentierte in seiner Begründung,
dass in grossen Genossenschaften und Genossenschaftsverbänden die Befugnisse einer
Generalversammlung an eine Delegiertenversammlung übertragen werden können, dass
dadurch aber die Grundidee der demokratischen Partizipation der
Genossenschafterinnen und Genossenschafter in dieser Gesellschaftsform
eingeschränkt würde. Er kritisierte, dass die Mitglieder infolgedessen zu wenig Zugang
zu Informationen hätten und diese Intransparenz zu einem «Demokratiedefizit» führe.
Der Bundesrat vertrat in seiner Stellungnahme im Mai 2021 die Ansicht, dass die Motion
abzulehnen sei, da eine solche Verbesserung der «Cooperative Governance» durch die
Findung einer mehrheitsfähigen Anpassung im Genossenschaftsrecht «äusserst
schwierig» sein dürfte. Als Grund dafür nannte er die grosse Heterogenität an
Genossenschaften – rurale Genossenschaften in der Landwirtschaft, urbane
Genossenschaften für den Wohnungsbau, Banken, Versicherungen oder Konzerne in
Genossenschaftsform – und die dadurch unterschiedliche Betroffenheit bei einer
Revision. Der Bundesrat wies gleichzeitig darauf hin, dass das Genossenschaftsrecht in
der Vergangenheit mehrfach den «neuen Sachlagen und Bedürfnisse[n]» angepasst
worden sei. Zudem sehe das Gesetz bereits Kontroll- und Einsichtsrechte für
Genossenschaftsmitglieder vor, und zwar unabhängig davon, ob eine
Delegiertenversammlung stattfinde oder nicht. In der Frühjahrssession 2023 zog
Baptiste Hurni (sp, NE) die Motion, die er von seinem Parteikollegen übernommen
hatte, zurück. 14
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Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Eine Motion Hurni (sp, NE) forderte die Einführung eines öffentlich zugänglichen
Registers über die wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Personen und Trusts.
Das Register solle gemäss der Einschätzung der FATF als wirksames Instrument der
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung dienen und so dem
Schweizer Finanzplatz und Wirtschaftsstandort die nötige Transparenz geben. Staaten
wie das Vereinigte Königreich, Dänemark und Norwegen hätten ein solches Register
bereits eingeführt und auch das Europäische Parlament habe diesbezüglich Beratungen
aufgenommen. Das undurchsichtige Finanzsystem und die grosse Komplexität von
juristischen Personen hätten in der Vergangenheit bereits zu verschiedenen
Verwicklungen der Schweiz in Skandale und zu generellen Schwierigkeiten geführt. Die
Problematik zeige sich etwa bei den von der Schweiz übernommenen Sanktionen gegen
Russland, wo es schwierig sei festzustellen, ob eine juristische Person unter die
internationalen Sanktionen falle oder nicht. Finanzministerin Karin Keller-Sutter vertrat
im Rat die ablehnende Position des Bundesrats und wies darauf hin, dass der Bundesrat
das EFD mit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs für ein zentrales Bundesregister
über wirtschaftlich Berechtigte von Schweizer Unternehmen sowie über Kategorien von
ausländischen Unternehmen beauftragt habe. Dieses Register könne ab Sommer 2023
bestimmte Schwachstellen bei der Überwachung und Anwendung von Sanktionen
ausmerzen, soll aber anders als vom Motionär gefordert nicht der Öffentlichkeit
zugänglich sein. Während die Fraktionen der SP, der Grünliberalen und der Grünen
geschlossen hinter der Motion standen, stellten sich ihr die SVP- und die FDP-Fraktion
entgegen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten. Der Nationalrat nahm die Motion in
der Sondersession 2023 schliesslich mit 95 zu 92 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 15

MOTION
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Mittels Medienmitteilung gab die RK-SR im Juni 2023 bekannt, die Beratung der Motion
Hurni (sp, NE) für die Einführung eines öffentlich zugänglichen Registers über die
wirtschaftlich Berechtigten an juristischen Personen und Trusts vorerst
zurückzustellen. Sie begründete diesen Entscheid mit der anstehenden
Vernehmlassung zur Revision des Geldwäschereigesetzes. 16

MOTION
DATUM: 27.06.2023
CATALINA SCHMID

Nationalbank

Alors que le Conseil fédéral s'est engagé en faveur de la finance durable, notamment à
la suite des Accords de Paris, Baptiste Hurni (ps, NE) considère que les décisions
d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS) sont parfois en inadéquation
avec l'objectif d'évolution vers une société helvétique à faible émission de gaz à effet
de serre. En outre, il précise que la «culture de l'opacité de la BNS»  renforce les
risques d'une dérive vers des investissements non durables. Afin de répondre à cette
problématique, il préconise la création d'un comité d'éthique, sur le modèle du fond
souverain Norvégien. Ce comité d'éthique n'influencerait pas la politique monétaire,
mais pourrait exclure certaines actions, et donc certaines entreprises, du catalogue
d'investissements de la BNS. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a brandi l'indépendance de la BNS ainsi
que son objectif prioritaire de mise en œuvre de sa politique monétaire. De plus, il a
indiqué que la BNS panache ses investissements afin de réduire ses risques, et prend
déjà en compte des critères environnementaux, sociaux et de gouvernance afin
d'exclure certaines entreprises. Finalement, le Conseil fédéral a adouci son discours et
proposé d'intégrer la possibilité de créer un comité d'éthique dans son rapport sur le
postulat 20.3012. 
La motion a été rejetée par 116 voix contre 64 et 3 abstentions au Conseil national. Seul
le camp rose-vert a voté en faveur de la motion. 17

MOTION
DATUM: 08.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Banken

Mit Blick auf die hohen Gebühren, welche den Händlern und insbesondere den KMU bei
Transaktionen mit Debit- und Kreditkarten entstünden, forderte eine Motion Hurni (sp,
NE) die Begrenzung des Ertrags von Zahlungsdienstleistern anhand einer
Höchstgebühr pro Transaktion.  Auslöser für dieses Anliegen sei eine Erhöhung der
Servicegebühr der wenigen Zahlungsdienstleistenden im Markt sowie die Einführung
eines Interbankenentgelts bei Transaktionen mit Debitkarten gewesen, die es so zuvor
beim Maestro-System nicht gegeben habe. Dies habe zu einer extremen finanziellen
Mehrbelastung von kleinen und mittleren Unternehmen geführt, welche als Reaktion
darauf bestimmte Zahlungsarten nicht mehr akzeptierten oder die Rechnungsbeträge
erhöhten, was schliesslich auf Kosten der Verbrauchenden gehe. 
Guy Parmelin hielt dem Motionär in der Sondersession 2023 entgegen, dass der
Bundesrat die Preise in einer freien Wirtschaft grundsätzlich nicht regulieren möchte.
In Fällen, in welchen die Preise nicht im Rahmen eines wirksamen Wettbewerbs
festgesetzt würden, sähen sowohl das KG als auch das PüG Eingriffsmöglichkeiten vor,
die funktionierten. Der Nationalrat schloss sich der Position des Bundesrats an und
lehnte die Motion mit 120 zu 70 Stimmen bei einer Enthaltung ab. Die beinahe
geschlossenen Fraktionen der Grünliberalen, der SVP, der FDP und der Mitte inklusive
einer Person aus der SP-Fraktion überstimmten damit die SP- und die Grüne-
Fraktionen sowie einzelne Personen der Mitte- und SVP-Fraktion. 18

MOTION
DATUM: 02.05.2023
CATALINA SCHMID

Landwirtschaft

Landwirtschaft

En 2019, un rapport répondant au postulat 15.3795 mettait en évidence un secteur de la
pêche professionnelle en Suisse en état de crise. Pour les pêcheurs, l'augmentation de
la demande pour le poisson local soulève de grands défis. Ainsi, le nombre de poissons
dans les lacs est devenu trop petit pour répondre à la demande du marché. Ceci est
principalement dû au changement climatique et à ses conséquences pour les lacs
suisses. En effet, entre les espèces invasives, le réchauffement des eaux, la
modification chimique de la composition des eaux ainsi que des micro et macro
polluants, le poisson se fait rare dans les eaux douces helvétiques, poussant les
pêcheurs professionnels dans la zone sombre de la détresse financière. De plus, la
profession de pêcheur, symbole du patrimoine culturel suisse, manque d'attrait pour
les nouvelles générations. La pêche professionnelle suisse se perpétue ainsi
essentiellement grâce aux pêcheurs déjà âgés. Tous ces facteurs font qu'il y a de moins
en moins de professionnels de la pêche et que le métier risque de disparaître.

Dans sa motion, le conseiller national Baptiste Hurni (ps, NE) remet l'accent sur cette
situation difficile et appelle le Conseil fédéral au secours. Le Neuchâtelois souhaite
donner un tournant à une «activité qui relève aujourd'hui plus du sacerdoce que du
simple métier» en proposant une aide aux pêcheurs dans une situation financière
critique. Il soutient que la Confédération, soit via son budget, soit par une nouvelle taxe
sur l'importation de poisson, pourrait aider les pêcheurs en détresse afin que la
profession soit sauvée. Le Conseiller national Hurni a aussi souligné que les pêcheurs
sont des gardes du climat et des eaux suisses. C'est pourquoi il a proposé que leur
contribution soit dans le futur soutenue par l'État en les impliquant dans une approche
de collaboration scientifique. Ainsi, en travaillant main dans la main avec des experts et
des acteurs cantonaux, les pêcheurs pourraient être, sur le terrain, les yeux et les
oreilles d'autres acteurs et leur fournir des informations pertinentes sur la situation
des lacs où ils pêchent. 

En répondant au texte lors des débats au Conseil national, Simonetta Sommaruga a
reconnu que la situation est difficile et que la pêche est importante pour le patrimoine
suisse. Elle a aussi rappelé que des mesures de soutien avaient été prises suite au
rapport de 2019 sur la situation des lacs et des cours d'eau en matière de pêche. La
collaboration entre les acteurs et cantons a ainsi été renforcée à l'aide d'une
plateforme nationale. Si le Conseil fédéral estime que le jeu d'équipe entre les
différents acteurs est essentiel, il estime que, pour l'instant, les mesures en place sont
suffisantes. 

Suivant la recommandation du Conseil fédéral, le Conseil national a refusé le texte par
97 voix contre 85 et 5 abstentions. L'opposition venait d'une majorité du Groupe UDC,
des vert'libéraux, du groupe des libéraux-radicaux ainsi que du groupe du Centre. Seul
le camp rose-vert a accepté cette motion à l'unanimité. 19

MOTION
DATUM: 17.03.2022
CHLOÉ MAGNIN
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Tierhaltung, -versuche und -schutz

Alors que le Conseil national vient de donner son aval à une motion visant une
interdiction d'importation du foie gras – sur laquelle doit encore se prononcer le
Conseil des Etats – un comité a déposé une initiative populaire qui inscrirait une telle
interdiction dans la Constitution. La question du foie gras a la capacité de créer des
clivages peu habituels, qui touchent à des cultures culinaires, à certains égards, très
différentes entre Suisse allemande et Suisse romande. Luc Fournier, du comité
d'initiative, a fait remarquer dans les médias que la technique du gavage des volatiles –
pratique constituant la norme dans la production de ce met de fête – est interdite en
Suisse, mais que ce produit continue d'être importé à hauteur de 200 à 300 tonnes par
année. La conseillère nationale Marie-France Roth Pasquier (centre, FR) estime qu'on
«se trouve dans une situation où une partie du pays fait fi des habitudes de l’autre pour
imposer sa vision et nous dire ce qu’il faut manger. C’est inquiétant pour le vivre-
ensemble.» Un avis partagé par son collègue socialiste Baptiste Hurni (NE) qui
considère cette proposition comme un «mépris de la culture culinaire de l'autre.» En
Suisse, 70 pour cent de la population ne consomme pas de foie-gras. Cependant,
lorsque l'on se penche sur les différentes régions linguistiques, on saisit l'importance
de ce clivage. En effet, seuls 15 pour cent de la population vivant en Suisse allemande
dit en manger, alors que ce taux dépasse les 70 pour cent en Suisse romande, tandis
que la Suisse italienne est partagée en deux. Ces différences auront vraisemblablement
une importance si le corps électoral est appelé à voter sur cette interdiction. 
Le comité d'initiative a jusqu'au 28 décembre 2023 pour récolter les 100'000
signatures nécessaires à la validation du texte.
Une deuxième initiative touchant également au bien-être animal et qui vise une
interdiction d'importation de la fourrure provenant d'animaux maltraités a été lancée
simultanément. 20

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.06.2022
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

In der Herbstsession 2023 befasste sich der Nationalrat mit einem Postulat zu Tempo-
30-Zonen ohne Fussgängerstreifen. Laut dem Postulanten Baptiste Hurni (sp, NE)
waren in den letzten Jahren in vielen Schweizer Gemeinden solche Zonen eingeführt
worden. Nun sei es wünschenswert, Rückmeldungen zu der Wirksamkeit von Tempo-
30-Zonen in einem Bericht zusammenzufassen und zu evaluieren. Besonderes
Augenmerk solle dabei auf pädagogischen Hürden und möglichen Sicherheitsrisiken
liegen, welche durch das Fehlen von Fussgängerstreifen insbesondere für das Erlernen
der Verkehrsregeln entstehen könnten. Der Bundesrat sprach sich gegen die Annahme
des Postulats aus. Bundesrat Albert Rösti merkte in der Ratsdebatte an, dass bereits
verschiedene Studien und Berichte zu Tempo-30-Zonen veröffentlicht worden und den
zuständigen Behörden bekannt seien. Weiter würde das Einführen von
Fussgängerstreifen der Grundidee von Tempo-30-Zonen widersprechen. 
Der Nationalrat unterstützte jedoch das Anliegen des Postulanten und nahm den
Vorstoss mit 119 zu 60 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. Während sich die SP-, GLP-,
SVP- und FDP-Fraktionen weitgehend für das Postulat aussprachen, stammten die
ablehnenden Stimmen vorwiegend aus den Fraktionen der Mitte und der Grünen. 21

POSTULAT
DATUM: 18.09.2023
LENA BALTISSER

Raumplanung und Wohnungswesen
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Mietwesen

Nachdem er das Geschäft zuvor an seine Kommission zur eingehenden Beratung
zugewiesen hatte, nahm der Nationalrat zu Beginn der Wintersession 2020 die
Detailberatung des Covid-19-Geschäftsmietegesetz in Angriff.  Dem Rat lag ein stark
abgeänderter Entwurf einer knappen bürgerlichen Mehrheit der RK-NR vor, der einige
entscheidende Verschärfungen beinhaltete, darunter auch den Vorschlag, den
Vermietenden ihren Mietzins zu 50 Prozent statt wie bisher vorgeschlagen zu 60
Prozent zu erlassen. Auf der anderen Seite war die vorberatende Kommission den
Geschäftsmietenden in einigen Punkten entgegengekommen. Baptiste Hurni (sp, NE)
bezeichnete dies als «stratégie perverse» und unterstellte den Gegnerinnen und
Gegnern der Gesetzesvorlage, quasi mit einer neuen Gesetzesvorlage die fragile
Mehrheit für den bisherigen Entwurf zu zerstören. So kam es zur paradoxen Situation,
dass die Ratslinke und einzelne Vertretende der Mitte-Fraktion, die sich zu den
Befürwortenden der Gesetzesvorlage zählten, mit zahlreichen Minderheitsanträgen
versuchten, die von der mitte-rechts dominierten Kommissionsmehrheit eingebrachten
Anträge, die auch eine Ausweitung des Geltungsbereichs erzielen wollten – und dies
notabene für einen Entwurf, den die Kommissionsmehrheit am Ende der
Kommissionsberatungen abgelehnt hatte – zu verhindern. Ziel einer Minderheit
bestehend aus den Ratsmitgliedern Brenzikofer (gp, BL), Gugger (evp, ZH) und Hurni (sp,
NE) war es etwa, auf den Entwurf des Bundesrates zurückzukommen mit der Ausnahme,
dass sie sich – um die Erfolgschancen für die Zustimmung zu erhöhen – ebenfalls für
einen Mietzinserlass von 50 statt 60 Prozent einsetzten. Während die Anträge des Trios
die komplette GLP-Fraktion noch zu überzeugen vermochten, gelang es ihnen nicht
immer, genügend Stimmen aus der Mitte-Fraktion gegen die Anträge der
Kommissionsmehrheit zu sammeln. So erreichte die Minderheit – teilweise unterstützt
durch weitere Minderheiten –, dass lediglich die Vermietenden von einer
Härtefallregelung profitieren könnten und nicht ebenso die Mietparteien, wie dies die
Kommissionsmehrheit gefordert hätte. Zudem verhinderte sie, dass auch
Vertragsparteien von der Regelung ausgenommen worden wären, wenn der vereinbarte
Zins bereits stillschweigend bezahlt worden war. Und nicht zuletzt gelang es ihr, die von
der Kommissionsmehrheit eingeführte Bestimmung zu kippen, wonach das Gesetz nicht
anwendbar wäre, wenn eine der beiden Parteien vom Gericht verlangt, den Miet- oder
Pachtzins nach den allgemeinen massgebenden Bestimmungen des Obligationenrechts
festzulegen. Hier erhielt die Minderheit Unterstützung von Bundesrat Parmelin, der
meinte «l'application de la loi serait volontaire car son application pourrait être
empêchée en invoquant cette clause du code des obligations». Erfolglos blieben
Minderheitsanträge, die folgende Ausweitungen des Geltungsbereichs verhindern
wollten: 1) Die Ausdehnung des Geltungsbereichs auf alle Miet- und Pachtverträge zur
Nutzung von Geschäftsräumen, sofern deren Betrieb aufgrund behördlicher
Massnahmen stark eingeschränkt oder verboten worden war; gemäss Version des
Bundesrates wären nur Einkaufsläden, Bars, Restaurants, Freizeit- und
Unterhaltungsbetriebe, Betriebe mit Dienstleistungen mit Körperkontakt und
Gesundheitseinrichtungen von der Regelung eingeschlossen worden. 2) Die Aufhebung
der Einschränkung für die Dauer des Mieterlasses im Falle von
Gesundheitseinrichtungen; hier hätte der Bundesrat vorgesehen, dass diese nur für
eine maximale Dauer von zwei Monaten vom Mieterlass hätten profitieren können. 3)
Keine Opt-Out-Möglichkeit für Mietverhältnisse mit einem monatlichen Miet- oder
Pachtzins zwischen CHF 15'000 und CHF 20'000; der Bundesrat hatte eine solche für
beide Vertragsparteien vorgesehen. Nicht umstritten war indes die zeitliche Ausweitung
des Geltungsbereichs: So sollten Mietparteien etwa auch während weiterer Corona-
Wellen vom teilweisen Mietzinserlass profitieren können, sofern sie aufgrund
beschlossener staatlicher Massnahmen – im Unterschied zum bundesrätlichen Entwurf
auch wenn diese von den Kantonen oder den Gemeinden getroffen worden waren –
ihren Betrieb einschränken mussten. «Nach einer ebenso emotionalen wie fahrigen
Debatte» (NZZ) lehnte der Nationalrat den abgeänderten Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 100 zu 87 Stimmen (7 Enthaltungen) ab. Im Unterschied zur
nationalrätlichen Eintretensdebatte, wo die Fraktionen der GLP und der Mitte den
Entwurf noch fast einhellig respektive mit deutlichen Mehrheiten unterstützt hatten,
äusserten sich nur noch eine knappe Mehrheit der GLP-Fraktion sowie nicht ganz die
Hälfte der Mitte-Fraktion zugunsten eines Covid-19-Geschäftsmietegesetzes. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2020
MARLÈNE GERBER
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In der Frühjahressession 2023 nahm sich der Nationalrat den von seiner RK
ausgearbeiteten Entwurf betreffende eine Beschleunigung des Verfahrens bei der
Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarf vor. Bereits das Eintreten auf die
Vorlage wurde kontrovers diskutiert. Eine Minderheit der RK, bestehend aus
Politikerinnen und Politikern von SP und Grünen, beantragte dem Rat, nicht auf die
Vorlage einzutreten. Christian Dandrès (sp, GE) und Baptiste Hurni (sp, NE) beklagten
beide in ihren Voten, dass der vorliegende Entwurf Teil einer Salamitaktik sei, bei der es
darum ginge, das Mietrecht schrittweise auszuhöhlen. Florence Brenzikofer (gp, BL)
befürchtete, dass durch die Vorlage das Machtgefälle zwischen Vermietenden und
Mietenden weiter vergrössert werde. Ausserdem sei die Vorlage unnötig, da
Vermieterinnen und Vermieter bereits heute das Recht hätten, bei dringendem
Eigenbedarf ihrer vermietenden Partei zu kündigen. Der Schutz der Mietenden solle
nicht weiter geschwächt werden, da schon jetzt Eigenbedarf sehr oft nur vorgeschoben
werde, um den Mieter oder die Mieterin loszuwerden und die Wohnung zu einem
höheren Preis weiterzuvermieten. Mitglieder der Fraktionen von SVP, FDP und Mitte
hielten dagegen. Vincent Maître (mitte, GE) war der Ansicht, dass es bei dieser Vorlage
nur darum gehe, dass Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer wieder das Recht
erhalten sollen, die von ihnen gekaufte Immobilie bewohnen zu können. Mit der
bestehenden Regelung, dass für die Kündigung bei Eigenbedarf ein «dringender
Eigenbedarf» geltend gemacht werden muss, sei dies oft unmöglich, da es schwierig
sei, die Dringlichkeit zu beweisen und dies ein langes juristisches Verfahren nach sich
ziehen könnte. Ähnlich äusserte sich Christa Markwalder (fdp, BE), die darüber hinaus
ausführte, dass stattdessen neu eine Kündigung bereits bei einem «bei objektiver
Beurteilung bedeutenden und aktuellen Eigenbedarf» möglich sein soll. Dies sei eine
ausgewogene und moderate Lösung, mit der der Schutz der Interessen der Mieterinnen
und Mieter weiterhin gewährleistet sei. Pirmin Schwander (svp, SZ) plädierte im Namen
der SVP-Fraktion ebenfalls für Eintreten. Er sehe in dieser Frage eher ein Machtgefälle
zugunsten der Mietenden und deshalb müsse der Eigenbedarf schneller und einfacher
geltend gemacht werden können. Gespalten zeigte sich die GLP-Fraktion. Beat Flach
(glp, AG) war zwar prinzipiell mit dem Anliegen des Vorstosses einverstanden. Er liess
jedoch durchblicken, dass innerhalb der GLP-Fraktion auch einige der Meinung seien,
dass generell die Balance zwischen den beiden Lagern im Moment zulasten der
Mietenden gestört sei. Da es sich zudem nur um wenige Fälle handle, in denen es zu
langen Verfahren gekommen sei, sei es fraglich, ob man nun in diese Richtung
legiferieren solle. Als letztes äusserte sich noch Bundesrat Guy Parmelin. Dieser
beantragte dem Nationalrat im Namen des Bundesrates, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Parmelin vertrat die Meinung, dass die aktuelle Regelung ausreichend sei,
um die Interessen beider Parteien zu schützen. Ausserdem komme es in der Praxis
nicht zu so vielen störenden Fällen, als dass sich eine legislative Intervention
rechtfertigen liesse. Entgegen diesem Antrag stimmte schliesslich eine Mehrheit des
Nationalrates für Eintreten auf die Vorlage (mit 108 zu 80 Stimmen, bei 1 Enthaltung). Zu
den geschlossen stimmenden Fraktionen von SP und Grünen gesellten sich auch acht
Mitglieder der GLP und drei Mitglieder der Mitte-Fraktion. In der Detailberatung galt es
anschliessend noch, über verschiedene Anträge der Minderheit auf Verschärfung der
Regelung zur Kündigung bei Eigenbedarf zu entscheiden. Diese wurden jedoch allesamt
abgelehnt. Schliesslich nahm der Nationalrat das Geschäft in der Gesamtabstimmung
mit 114 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2023
ELIA HEER

Anfang März 2023 beriet der Nationalrat eine Vorlage, welche seine RK-NR aus einer
parlamentarischen Initiative Hans Egloff (svp, ZH) betreffend die «Vermeidung
missbräuchlicher Untermiete» ausgearbeitet hatte. Der Entwurf sah vor, dass für ein
neues Untermietverhältnis künftig die schriftliche Zustimmung der Vermieterin oder
des Verpächters erforderlich sein soll. Wenn dabei die Voraussetzungen nicht erfüllt
werden, soll der Vermieterin oder dem Verpächter ein ausserordentliches
Kündigungsrecht zustehen. Ausserdem soll die Vermieterschaft neu ein
Untermietverhältnis ablehnen können dürfen, wenn dieses für eine Dauer von mehr als
zwei Jahren vorgesehen ist. Die Vorlage wurde insbesondere von Mitgliedern der
Fraktionen der SP und der Grünen bekämpft. Es gäbe keinen gesetzlichen
Handlungsbedarf in dem Bereich, so etwa Florence Brenzikofer (gp, BL). Sie sah in der
Vorlage einen Versuch, den «ohnehin schwachen Kündigungsschutz in der Schweiz
weiter [abzubauen]». Insbesondere sei es unverhältnismässig, dass eine
ausserordentliche Kündigungsfrist zur Anwendung kommen könnte, bei
Untermietverhältnissen, die etwa wegen Formfehlern nicht den gesetzlichen Kriterien
entsprechen. Baptiste Hurni (sp, NE) und Raphael Mahaim (gp, VD) äusserten sich
ähnlich. Sie sahen aktuell nur ein Problem mit den Untermietverhältnissen in der
Schweiz, nämlich im Zusammenhang mit Plattformen wie Airbnb. Doch dann sollten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2023
ELIA HEER
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besser die Plattformen direkt reguliert werden, anstatt die Gesamtheit der
Untermietverhältnisse zu attackieren, so Mahaim. Anders als bei der unmittelbar
danach beratenen Vorlage betreffend die Kündigung bei Eigenbedarf äusserte sich bei
dieser Vorlage auch die GLP klar kritisch. Beat Flach (glp, AG) bezeichnete den Entwurf
als einen «bürokratischen Blockadeartikel, angereichert mit zusätzlichen Hürden und
Folgen für die Mieterinnen und Mieter». Auch Flach sah keinen Handlungsbedarf. Die
geltenden Regeln funktionierten und es sei deshalb unnötig und «unliberal», weitere
Bürokratie aufzubauen. Für die Vorlage plädierten die Fraktionen der SVP, FDP und
Mitte. Pirmin Schwander (svp, SZ) sagte, mit der Revision werde eine Unklarheit
behoben, darüber wie lange eine vorübergehende Abwesenheit und ein
Untermietverhältnis dauern kann. Das sei gerade auch in der aktuell herrschenden
Wohnungsnot wichtig, da Wohnungen, welche durch Untermiete blockiert seien, damit
frei würden. Christian Lüscher (fdp, GE) vertrat die Position der freisinnigen Fraktion,
welche aus ähnlichen Gründen wie Schwander und die SVP die Vorlage unterstützte.
Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) sprach sich für die Mitte-Fraktion ebenfalls für die
Vorlage aus. Die Untervermietung würde mit der Änderung gestärkt und die
Vermieterinnen und Vermieter geschützt. Es sei normal, dass es bei Verstössen gegen
Regelungen auch Sanktionen geben sollte, konterte er die Kritik unter anderem von
Florence Brenzikofer betreffend die ausserordentlichen Kündigungsfristen. Er liess
auch das Argument betreffend mehr Bürokratie nicht gelten. Mietverträge seien
grundsätzlich schriftlich, weshalb es kein zusätzlicher Aufwand sei, diese Frage in dem
Rahmen ebenfalls noch zu regeln. Bundesrat Guy Parmelin zeigte sich damit nicht
einverstanden. Im Namen des Bundesrates empfahl er dem Nationalrat, nicht auf die
Vorlage einzutreten, da die aktuellen Regelungen ausreichten, um Vermieterinnen und
Vermieter vor missbräuchlichen Untermietverhältnissen zu schützen. Auch er war der
Meinung, dass die Vorlage zu einem grösseren Bürokratieaufwand und zu
Rechtsunsicherheit führen würde. Letzteres weil der Entwurf eine nicht abschliessende
Liste an Gründen aufführte, wegen welchen der Vermieter oder die Vermieterin ein
Untermietverhältnis ablehnen kann. Schliesslich sei auch die Dauer von zwei Jahren,
worüber hinaus es laut dem Entwurf der Vermieterschaft freistehen soll, die
Untermiete abzulehnen, zu kurz – insbesondere im Kontext von Untermietverhältnissen
von Geschäftsräumen. Entgegen dem Antrag des Bundesrates stimmte die Mehrheit des
Nationalrates jedoch für Eintreten auf die Vorlage (110 zu 82 Stimmen, bei 1 Enthaltung).
Alle Fraktionen stimmten geschlossen: diejenigen der Mitte, FDP und SVP für Eintreten,
diejenigen der SP, Grünen und GLP dagegen. In der Detailberatung befand der
Nationalrat anschliessend über mehrere Minderheitsanträge, welche aus linker Sicht
zum Ziel hatten, die Regelungen und damit die negativen Folgen abzuschwächen. Sie
wurden jedoch allesamt mit dem ungefähr gleichen Stimmenverhältnis abgelehnt. So
schritt die grosse Kammer zur Gesamtabstimmung, wo die Vorlage mit 108 zu 83
Stimmen (1 Enthaltung) angenommen wurde. 24

Wohnungsbau und -eigentum

Eine parlamentarische Initiative Dandrès (sp, GE) sah eine Regulierung des Berufs der
Immobilienmaklerin und des Immobilienmaklers mithilfe eines bundesweiten
Rahmengesetzes vor. Der Initiant begründete sein Anliegen damit, dass
Immobilienvermittlerinnen und Immobilienvermittler meist auf Provisionsbasis arbeiten
würden und so davon profitierten, wenn Wohnungssuchende Wohnraum zu einem
höheren Preis mieten oder kaufen. Es bestünden also Anreize für Maklerinnen und
Makler, ihren Eigennutzen zu maximieren, anstatt die Bedürfnisse der Auftraggebenden
bestmöglich und kosteneffizient zu erfüllen. Um dies zu verhindern, solle die
entgeltliche Vermittlung von Wohnobjekten künftig bundesweit gesetzlich geregelt
werden, wobei die Kantone auch zusätzliche Massnahmen ergreifen könnten. Mit 14 zu
9 Stimmen beantragte die Mehrheit der RK-NR ihrem Rat, der Initiative keine Folge zu
geben. Der Beruf der Immobilienmaklerin und des Immobilienmaklers werde bereits zur
Genüge im OR geregelt. Zusätzlich werde die Gesetzmässigkeit der Maklerinnen- und
Maklertätigkeiten bereits durch Notarinnen und Notare überprüft, weshalb laut der
Kommissionsmehrheit kein Handlungsbedarf bestehe. Eine Kommissionsminderheit
Hurni (sp, NE) argumentierte dagegen, dass dem Beruf der Immobilienmaklerin und des
Immobilienmaklers ein Interessenskonflikt zugrundeliegende, wobei dieser mithilfe der
vorgeschlagenen Mindestvorschriften reduziert werden sollte.
In der Frühjahrssession 2023 beugte sich der Nationalrat über den Vorstoss und
entschied mit 121 zu 68 Stimmen, dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit zu folgen
und der parlamentarischen Initiative Dandrès keine Folge zu geben. Eine links-grüne
Minderheit – bestehend aus den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der
Grünen sowie zwei Mitgliedern der Mitte-Fraktion – konnte sich in der grossen Kammer
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nicht behaupten. 25

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Anfang März 2023 reichten Philippe Bauer (fdp, NE; Po. 23.3087) und Philippe
Nantermod (fdp, VS; Po. 23.3070) in ihrer jeweiligen Kammer zwei gleichlautende
Postulate ein, mit denen sie vom Bundesrat verlangten, die Arbeitsbedingungen –
beispielsweise bezüglich Lohn, Arbeitszeit und Rente – im öffentlichen,
halböffentlichen und privaten Sektor für Stellen auf Bundes- und Kantonsebene zu
vergleichen. So habe eine Studie der Universität Luzern gezeigt, dass Arbeitnehmende
mit gleichen Eigenschaften bei staatlichen Stellen höhere Löhne erhielten als
diejenigen in der Privatwirtschaft. Dies führe gemäss Bauer zu unlauterem Wettbewerb,
weil die privaten Unternehmen nicht über dieselben finanziellen Mittel verfügten wie
der öffentliche Sektor und damit auf dem Arbeitsmarkt weniger attraktiv seien. 
In seiner Stellungnahme Anfang Mai 2023 beantragte der Bundesrat, die Postulate
anzunehmen. Er betonte allerdings, dass er den Vergleich auf die Bundesverwaltung
beschränken werde. 
In der Sommersession 2023 nahm der Ständerat den Vorstoss Bauer stillschweigend an.
Obwohl der Bundesrat damit bereits einen entsprechenden Auftrag erhalten hatte,
bekämpften Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) das Postulat
Nantermod im Nationalrat. In der Herbstsession sprach sich dieser dann mit 125 zu 67
Stimmen ebenfalls für Annahme aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von
Mitgliedern der SP- und der Grünen-Fraktion. 26

POSTULAT
DATUM: 31.05.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitszeit

Im Juni 2022 verlangte Baptiste Hurni (sp, NE) in einer parlamentarischen Initiative,
dass Arbeitnehmende zukünftig mindestens fünf Ferienwochen pro Jahr und junge
Arbeitnehmende bis zum vollendeten 20. Altersjahr mindestens sechs Ferienwochen
jährlich erhalten. Dies sollte mit einer Änderung des OR erreicht werden. Hurni
begründete seinen Vorstoss damit, dass die Veränderungen in der Arbeitswelt, wie etwa
erhöhte Flexibilität, mehr Überstunden und eine stärkere Vermischung von Privat- und
Berufsleben, mehr Zeit zur Erholung nötig machten. 
Die RK-NR beantragte im Februar 2023 mit 16 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge
zu geben. In der nationalrätlichen Debatte in der Frühjahrssession 2023 betonte
Alexandre Berthoud (fdp, GE) für die Kommission, dass die Schweizer Bevölkerung
bereits im Jahr 2012 die Volksinitiative für die Einführung von sechs Ferienwochen
abgelehnt habe. Zudem dürften die Arbeitgebenden schon jetzt mehr als vier
Ferienwochen anbieten. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und entschied mit
121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu
geben. Einzig die SP- und die Grüne-Fraktion hatten die Initiative unterstützt, welche
mit diesem Entscheid erledigt war. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Im September 2019 verlangte Mathias Reynard (sp, VS) in einer Motion ein Recht auf
Abschalten. Seine Motion wollte die Arbeitgebenden mit einer Änderung des
Obligationenrechts verpflichten, Massnahmen zur Einschränkung der Nutzung digitaler
Hilfsmittel durch die Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit zu treffen. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion, da sich das Recht
auf Abschalten bereits aus den Regelungen über die Arbeitszeit und Freizeit ergebe. So
seien die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ausserhalb der Arbeitszeit nicht
verpflichtet, per E-Mail oder Telefon erreichbar zu sein. Nun hätten die Unternehmen
die bestehenden rechtlichen Regelungen umzusetzen, etwa durch eine Blockierung der
Geräte ausserhalb der Arbeitszeit, ergänzte Bundesrätin Karin Keller-Sutter (fdp, SG) in
der Nationalratsdebatte im Herbst 2021. Nationalrat Baptiste Hurni (sp, NE), der die
Motion übernahm, begründete die geforderten Massnahmen mit dem Schutz der
Gesundheit der Arbeitnehmenden, die auch wegen der Covid-19-Krise immer mehr von
zu Hause arbeiten, wo die Trennung zwischen Arbeit und Privatleben schwieriger ist.
Zudem nehme die Digitalisierung der Arbeit zu, wobei es immer einfacher werde, die
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Arbeitnehmenden zu erreichen. Der Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 87
zu 67 Stimmen ab. Der Vorstoss wurde lediglich von der SP- und der Grünen-Fraktion
angenommen. 28

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Mittels eines Postulats wollte Philippe Nantermod (fdp, VS) den Bundesrat dazu
auffordern, einen Bericht zu Gefälligkeitszeugnissen durch Ärztinnen und Ärzte und zu
entsprechenden Bekämpfungsmassnahmen zu erstellen. Ebenfalls Teil des Berichts soll
eine Statistik zu nachgewiesenen Betrugsfällen sein. Nachdem der Vorstoss im Juni
2022 von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) bekämpft worden
war, nahm sich der Nationalrat in der Herbstsession 2022 dem Geschäft an. Der
Postulant begründete seinen Vorstoss damit, dass zwar niemand die Notwendigkeit des
Schutzes der Arbeitnehmenden im Krankheitsfall in Frage stelle, dass es aber auch zu
Missbräuchen komme. Diese führten zu grossem Schaden bei den Unternehmen, wobei
insbesondere KMU hart getroffen würden. Leidtragende seien neben den
Arbeitgebenden auch die anderen Mitarbeitenden. Bekämpferin Prelicz-Huber
ihrerseits gab zu bedenken, dass die Ärztinnen und Ärzte durch das Postulat unter
Generalverdacht gestellt würden, obwohl sie keinen Vorteil aus einem
Gefälligkeitsgutachten zögen. Mit dem Eid des Hippokrates würden sich die Ärztinnen
und Ärzte verpflichten, «sowohl für die psychische als auch für die physische Genesung
der Patienten und Patientinnen alles zu tun». Ärztinnen und Ärzte seien «ein Ort der
Zuflucht», es gehe nicht an, dass Patientinnen und Patienten den Eindruck bekommen,
dass ihr Arzt oder ihre Ärztin von den Arbeitgebenden unter Druck gesetzt würden.
Gesundheitsminister Berset erklärte, der Bundesrat halte die Forderung des Postulats
für berechtigt. Er wies jedoch darauf hin, dass das Erstellen von Statistiken durch das
Arztgeheimnis relativ schwierig sein dürfte. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 126
zu 55 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Während sich die Fraktionen der SP und der
Grünen gegen den Vorstoss aussprachen, stimmten die bürgerlichen Fraktionen und die
GLP dafür. 29

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Gesundheitspolitik

Mittels eines Postulats ersuchte Baptiste Hurni (sp, NE) den Bundesrat, einen Bericht
zum psychischen Gesundheitszustand der Schweizerinnen und Schweizer zu erstellen.
Das Geschäft wurde in der Sommersession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH)
bekämpft. Sie war der Ansicht, dass das Erteilen von psychologischen Ratschlägen nicht
in den Aufgabenbereich des Bundes falle und die psychischen Folgen der Pandemie
nicht durch die Pandemie, sondern durch die vom Bundesrat getroffenen Massnahmen
verursacht worden seien. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss im darauffolgenden
September. Hurni erklärte, dass sich die Covid-19-Pandemie und die damit
verbundenen Massnahmen wie die Lockdowns oder die sozialen und kulturellen
Einschränkungen gemäss Ärzteschaft negativ auf die psychische Gesundheit der
Bevölkerung ausgewirkt hätten. In besonderem Masse gelte dies für diejenigen
Personen, die bereits vor der Pandemie gefährdet gewesen seien. Da es bisher aber an
soliden und verlässlichen Daten fehle, die nötig seien, um im Bedarfsfall angemessene
Massnahmen zu ergreifen, solle der Bund diesbezüglich eine ausführliche Studie
erstellen. Gesundheitsminister Berset unterstrich die Notwendigkeit verlässlicher
Informationen, aufgrund derer Entscheidungen getroffen werden könnten. Im Namen
des Gesamtbundesrats erklärte er sich dazu bereit, dem vom Postulanten geforderte
Anliegen auf Basis der Arbeit einer bereits existierenden Arbeitsgruppe und einer
Studie, welche vom BAG in Auftrag gegeben worden war, Rechnung zu tragen. Daher
empfahl er das Postulat zur Annahme. Die grosse Kammer kam dieser Aufforderung mit
101 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. Während die Fraktionen der SP, GLP,
Grünen und der Mitte geschlossen oder grossmehrheitlich für das Postulat stimmten,
sprachen sich die FDP- und SVP-Fraktionen geschlossen respektive mit einer Ausnahme
gegen das Postulat aus. 30

POSTULAT
DATUM: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Ärzte und Pflegepersonal

Im Juni 2023 reichte Baptiste Hurni (sp, NE) ein Postulat mit dem Titel «Mangel an
Ärztinnen und Ärzten in der Schweiz. Vermeiden wir einen Mangel an Lösungen!» ein.
Der Neuenburger Nationalrat forderte eine Bestandesaufnahme der Mittel, um dem
Ärztinnen- und Ärztemangel – insbesondere demjenigen der Hausärzteschaft –
entgegenwirken zu können. Der Bericht soll zum einen die Instrumente zur
Verbesserung der Problematik des Hausärztemangels aufzeigen. Zum anderen soll auf
Mittel eingegangen werden, welche verstärkt das Interesse der Studierenden an der
Hausarztmedizin hervorrufen und diese dazu bewegen, in der Allgemeinen Inneren
Medizin ihren Abschluss zu machen. Ebenfalls behandelt werden soll die Frage
bezüglich struktureller und finanzieller Mittel, welche es zur Aufwertung des
Hausärztinnenberufs bedarf. Der Bundesrat sprach sich für Annahme des Postulats aus.
Wie auch bei einem Postulat Juillard (mitte, JU; Po. 23.3678) solle hierbei zusammen
mit den Kantonen analysiert werden, ob über den seit 2012 bestehenden Masterplan
«Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung» hinaus noch Handlungsbedarf
existiere. In der Herbstsession 2023 nahm der Nationalrat das Geschäft stillschweigend
und diskussionslos an. 31

POSTULAT
DATUM: 29.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

In der Sommersession 2023 befasste sich der Nationalrat mit der Volksinitiative «Für
Freiheit und körperliche Unversehrtheit». Die beiden Sprechenden der RK-NR,
Patricia von Falkenstein (ldp, BS) und Baptiste Hurni (sp, NE), führten dabei aus, wieso
sich die Kommissionsmehrheit für die Zustimmung zum bundesrätlichen Entwurf –
sprich für die Ablehnung der Initiative – aussprach. So sei die körperliche und geistige
Unversehrtheit insbesondere bereits im geltenden Grundrecht verankert, während die
Volksinitiative respektive deren Umsetzung mit einer grossen Rechtsunsicherheit
einhergehe, da das Volksbegehren über «erhebliche materielle und rechtliche Mängel»
verfüge. Zudem würde die Initiative generell das Gewaltmonopol des Staates aushöhlen,
etwa in den Bereichen Polizei und Asylwesen, wo es oft zu Einwirkungen auf den
menschlichen Körper komme. Eine Reihe von Sprechenden aus der SVP-Fraktion
widersprach dieser Einschätzung. Pirmin Schwander (svp, SZ) etwa war der Ansicht,
dass während der Covid-19-Pandemie ersichtlich geworden sei, dass die bestehende
Gesetzeslage nicht ausreiche, um die körperliche und geistige Unversehrtheit zu
schützen. Der mangelhaften Formulierung der Initiative wollte Schwander mittels
zweier Minderheitsanträge auf Rückweisung an die Kommission zur Ausarbeitung eines
indirekten Gegenvorschlags (Minderheit I) respektive eines direkten Gegenentwurfs
(Minderheit II), welche konkret Impfungen und biomedizinische Verfahren zum Inhalt
hätten, begegnen. Eine Minderheit Addor (svp, VS) beabsichtigte, die Selbstbestimmung
betreffend Impfungen und anderen medizinischen Biotechnologien durch einen bereits
von der Minderheit verfassten direkten Gegenentwurf zu gewährleisten, wobei soziale,
berufliche und auch andere Diskriminierung verboten werden sollte. Lukas Reimann
(svp, SG) schliesslich beantragte in einem weiteren Minderheitsantrag, die Initiative zur
Annahme zu empfehlen, falls ein Gegenentwurf abgelehnt würde. Er persönlich halte
zwar eine Impfung für vernünftig, es könne aber nicht sein, dass der Staat vorgebe,
«was vernünftig ist und was nicht vernünftig ist». 
Mit dieser Meinung blieben die Mitglieder der SVP-Fraktion allerdings alleine.
Vertreterinnen und Vertreter der anderen Parteien konnten weder der Initiative noch
den Minderheitsanträgen viel abgewinnen. Die Sprechenden der anderen Fraktionen
verwiesen unter anderem ebenfalls auf die Probleme mit dem Gewaltmonopol – gemäss
Nicolas Walder (gp, GE) könnten nach Annahme der Volksinitiative etwa Serienmörder
nicht mehr festgenommen werden und Beat Flach (glp, AG) hob hervor, dass durch die
Initiative das individuelle Interesse in jedem Fall stärker gewichtet würde als das
Interesse der Gesamtgesellschaft, zu der auch schwache und vulnerable Personen
zählten. Philipp Bregy (mitte, VS), der sich gegen den Gegenvorschlag von Addor
aussprach, argumentierte, dass es keiner besseren Formulierung bedürfe, weil die vom
Volksbegehren geforderte Regelung nicht benötigt werde. 
Was sich bereits während der offenen Debatte abzeichnete, bestätigte sich nach dem
obligatorischen Eintreten in den Abstimmungen: Mit 137 zu 39 Stimmen (bei 8
Enthaltungen) wurde die erste Minderheit Schwander, die sich zuvor gegen die zweite
Minderheit Schwander durchgesetzt hatte, verworfen. Auch der von Addor
eingebrachte bereits formulierte Gegenentwurf war chancenlos (40 zu 138 Stimmen bei
5 Enthaltungen). Zum Schluss sprach sich die grosse Kammer mit 140 zu 35 Stimmen
(bei 8 Enthaltungen) deutlich gegen die Volksinitiative aus. Dabei stammten sämtliche
Stimmen, welche das Volksbegehren unterstützten, sowie alle Enthaltungen aus den
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Reihen der SVP-Fraktion. Abgesehen von einer Enthaltung aus der FDP-Fraktion bei der
Abstimmung zur ersten Minderheit Schwander entspricht dieses Abstimmungsverhalten
auch denjenigen bei den anderen beiden Abstimmungen. 32

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Eine sehr spezifische Verordnungsänderung verlangte Baptiste Hurni (sp, NE) im
September 2021; er wollte nämlich einen jährlichen Anspruch auf mindestens ein Paar
orthopädische Schuhe in der HVA schaffen. Ein solcher bestehe aktuell bei der IV
(konkret in der HVI), von der aktuellen Regelung einer zweijährigen Übernahme der
Kosten in der AHV könne jedoch nur aus medizinischen Gründen abgewichen werden,
nicht aber, wenn die entsprechenden Schuhe abgenützt oder nicht für die jeweilige
Jahreszeit geeignet sind. Entsprechend solle diese Verschlechterung, welche die
Betroffenen nach ihrer Pensionierung und nach ihrem Wechsel von der IV zur AHV
erfahren, korrigiert werden. Stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion in der
Wintersession 2021 an. 33

MOTION
DATUM: 17.12.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2022 nahm auch der Ständerat die völlig unbestrittene Motion
Hurni (sp, NE) für einen jährlichen Anspruch auf mindestens ein Paar orthopädische
Schuhe in der HVA an. Sowohl die SGK-SR als auch der Bundesrat hatten die Motion
zuvor zur Annahme empfohlen. 34

MOTION
DATUM: 26.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Invalidenversicherung (IV)

Die Ungleichheiten zwischen der IV und der AHV bei der Vergütung der Hilfsmittel
beseitigen wollte Baptiste Hurni (sp, NE) mittels eines Postulats, das er im März 2023
einreichte. Dazu sollte der Bundesrat in einem Bericht das Ausmass der Problematik
aufzeigen und mögliche Korrekturen vorschlagen. Die IV finanziere Hilfsmittel «für die
Ausübung [von] Tätigkeiten und Aufgaben, die Ausbildung oder die funktionelle
Angewöhnung». Diese seien jedoch auch im AHV-Alter – also nach Wegfallen dieser
ursprünglichen Verwendungsgründe – weiterhin nötig, würden aber von der AHV nicht
immer oder nicht immer in demselben Umfang finanziert – wie beispielsweise auch
seine Motion vom September 2021 (Mo. 21.4036) für ein spezifisches Beispiel gezeigt
habe. Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme, es wurde jedoch von
Thomas de Courten (svp, BL) bekämpft. In der Herbstsession 2023 begründete er dies
damit, dass der Nationalrat bereits eine Motion der SGK-NR mit ähnlichem Inhalt
angenommen habe. Mit 107 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Nationalrat
dennoch für Annahme des Postulats aus. 35

POSTULAT
DATUM: 13.09.2023
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Baptiste Hurni (sp, NE), dass
Krankenkassen keine Werbung für ihre Dienstleistungen mehr machen dürfen, falls
sie für die Grundversicherung zuständig sind und die Werbung über
Krankenkassenprämien finanziert wird. Momentan führten zahlreiche
Krankenversicherer grossangelegte Werbekampagnen durch, um damit Kundinnen und
Kunden zu akquirieren, da sich aufgrund steigender Krankenkassenprämien aktuell viele
Personen einen Kassenwechsel überlegten, so der Nationalrat. Dies sei praktisch für die
Krankenkassen, jedoch bringe dies den bei ihnen versicherten Personen wenig, da die
Grundversicherung ohnehin obligatorisch sei. Der Nationalrat zitierte einen Artikel von
RTS, der darlege, dass die Werbung für die obligatorische Grundversicherung häufig nur
ein Lockmittel sei, um anschliessend teure Zusatzversicherungen zu verkaufen, da
durch die obligatorische Grundversicherung kein Gewinn gemacht werde.
Der Entscheid der SGK-NR fiel sehr knapp aus: Mit 12 zu 12 Stimmen und Stichentscheid
der Präsidentin beschloss die Kommission der Initiative Folge zu geben. In ihrer
Medienmitteilung begründete die Kommission diesen Entscheid damit, dass die
Werbung der Krankenversicherer weder Prävention noch Gesundheitsförderung
anstrebe und somit nicht durch Prämien finanziert werden sollte. 36
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Nationalrat befasste sich sodann in der Herbstsession 2021 mit dem Entwurf der
RK-SR zur parlamentarischen Initiative Luginbühl (bdp, BE) zum Gemeinnützigkeits-
und Stiftungswesen von 2014. Eintreten sowie die Forderung der vorberatenden RK-
NR, dem Ständerat zu folgen und somit nur zwei der acht in der parlamentarischen
Initiative vorgeschlagenen Änderungen umzusetzen, waren unbestritten. Damit könnten
Stifterinnen und Stifter neu auch Änderungen bezüglich der Organisation ihrer Stiftung
beantragen, zudem dürfe die Aufsichtsbehörde selbst sogenannte «unwesentliche
Änderungen der Stiftungsurkunde» vornehmen, nachdem sie das oberste
Stiftungsorgan angehört habe, wie Kommissionssprecherin Bellaïche (glp, ZH) erklärte.
Diese beiden Punkte seien unbestritten gewesen, da sie der Realität gerecht würden
und die Stiftungen entlasteten. 

Zusätzlich schlug die RK-NR jedoch zwei neue Punkte vor. Einerseits sollten «Personen
mit einem berechtigten Kontrollinteresse» Beschwerden bei der Aufsichtsbehörde
einreichen können. Derzeitig könne das Beschwerderecht sogar Stifterinnen und
Stiftern verwehrt werden, auch wenn die Stiftungsführung nicht rechtskonform handle.
Da kein Gegenantrag gestellt wurde, hiess der Nationalrat diese Änderung in der Folge
diskussionslos gut.
Mit der zweiten Änderung wollte die Kommissionsmehrheit ermöglichen, dass
Stiftungen auch steuerbefreit werden können, wenn sie ihre Stiftungsorgane
angemessen entschädigen. Damit solle gemäss Kommissionssprecherin eine
Professionalisierung von Stiftungen und somit eine Stärkung des Stiftungsstandorts
vorangetrieben werden. Eine Minderheit um Baptiste Hurni (sp, NE) wollte diesen
Zusatz streichen, da er unter anderem bereits in der Vernehmlassung stark umstritten
gewesen sei. Zudem sei mit der Formulierung einer «angemessene[n] Vergütung» nicht
klar, ab wann eine Stiftung noch steuerbefreit werden könne. Kommissionssprecherin
Bellaïche hielt dagegen, dass die derzeitige Gesetzgebung je nach Kanton variiere und
durch diese Änderung eine grössere Rechtssicherheit geschaffen würde. Der
Nationalrat sprach sich mit 121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Ergänzung aus.
Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen sowie die Mitglieder der EVP stimmten für
den Minderheitsantrag. 

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf einstimmig mit 188 Stimmen (bei 1
Enthaltung) angenommen. Damit ging das Geschäft mit den zwei neu geschaffenen
Differenzen zurück an den Ständerat. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.09.2021
SARAH KUHN

Urheberrecht

In der Sondersession 2023 zog Baptiste Hurni (sp, NE) ein Postulat zurück, mit dem er
vom Bundesrat einen Bericht über die Herausforderungen beim
Urheberrechtsgesetzes gefordert hatte. Darin sollte unter anderem aufgezeigt werden,
wie der Zugang zu zeitgenössischen Werken erleichtert werden könnte. Für Hurni
stellte sich dabei die Frage, ob es nicht einfacher sei, wenn Urheberrechte nur noch für
lebende Urheberinnen und Urheber gelten würden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung
des Postulates beantragt. 38
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Musik

In der Sommersession 2021 forderte Baptiste Hurni (sp, NE) mittels eines Postulats den
Bundesrat dazu auf, die Datenlage über den Schweizer Musiksektor auszubauen.
Genauer wollte er Statistiken über die Bedeutung der Schweizer Musikwirtschaft, den
Konsum von inländisch und ausländisch produzierter Musik in der Schweiz, sowie zum
Einkommen von Personen, die im Musiksektor tätig sind. Weiter forderte er eine
Analyse von potenziellen nationalen Lösungen, damit ein angemessenes Einkommen
sowie die Förderung der Schweizer Musikproduktion erreicht werden können – dies
beispielsweise durch die Einführung von Steuern für Streaming-Plattformen oder
Quoten für Schweizer Musik. Zuletzt verlangte er, dass internationale Debatten zu
diesem Thema bekannt und die Rolle der Schweiz im internationalen Kontext
untersucht werden.
Obwohl dieser Wirtschaftszweig seit 2015 stetig gewachsen sei, seien es hauptsächlich
die digitalen Giganten wie Spotify oder Apple Music, die profitieren würden, wie der
Sozialdemokrat sein Anliegen in der Wintersession 2021 begründete. Ein Musiker oder
eine Musikerin verdiene pro Lied, das gespielt werde, nur 0.39 Rappen; damit müsste
der Song rund eine Million Mal pro Monat gehört werden, damit ein Gehalt von CHF
4'000 erreicht werde. Dies sei für viele Schweizer Künstlerinnen und Künstler
unmöglich zu erreichen, insbesondere in einem kleinen Land wie der Schweiz, welches
zusätzlich in drei Kulturräume unterteilt sei.
Philippe Nantermod (fdp, VS) bekämpfte das Postulat mit dem Argument, dass der
Musikmarkt gut funktionieren würde, weshalb ein staatliches Eingreifen nicht
gerechtfertigt sei. Ausserdem würden die Streaming-Dienste die Musikschaffenden
nicht schlechter, sondern gar besser stellen. So seien die Jahre der Online-Piraterie ein
ernsthaftes Problem gewesen, welches den Musikmarkt stark geschädigt habe. Das
Streaming Angebot habe dem erfolgreich entgegengewirkt und den Künstlerinnen und
Künstlern wieder ein Einkommen verschafft, welches vergleichbar sei mit jenem vor der
Einführung des Internets. Statt neue Gesetze auf Bundesebene zu erlassen, sei es
zielführender, sich zu fragen, wieso keiner dieser Streaming-Dienste einen Sitz in
Europa habe.
Kulturminister Berset entgegnete der Argumentation von Nantermod, dass es bei
diesem Postulat nicht darum gehen würde, direkte Massnahmen zu ergreifen oder
einen Gesetzesentwurf zu erarbeiten. Er fordere lediglich die momentane Lücke in der
Datenlage im Musiksektor zu füllen, damit solche Diskussionen auf objektiver Basis
geführt werden können. Bersets Empfehlung, das Postulat anzunehmen erhielt jedoch
kein Gehör: Die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP und der Grünen,
welche sich für Annahme aussprachen, konnten sich gegen die ebenfalls geschlossen
stimmenden Fraktionen der FDP.Liberalen und der SVP, zuzüglich einer
grossmehrheitlichen Opposition der Mitte-Fraktion, nicht durchsetzen. Das Postulat
wurde im Nationalrat mit 102 zu 82 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt. 39
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